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Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 sehr geehrte Damen und Herren,  

es haben sich schon wieder eine Reihe von Infos angesammelt, daher ist es Zeit für einen 

neuen Newsletter.   

Dieser Newsletter zu folgenden Themen: 

 

1. BGH: Sozialleistungsträger müssen umfassend über alle in Frage kommenden 

Leistungsansprüche beraten – wenn nicht droht Amtshaftung 
----------------------------------------------------------------- 

Der BGH hat in einem wirklich bedeutsamen Urteil deutlich auf die Beratungspflicht von 

Sozialleistungsträgern hingewiesen.  Der Kläger, ein Mann, der mit seiner Behinderung 

eigentlich eine Erwerbsminderungsrente hätte bekommen müssen. Die Rente hatte er wegen 

lückenhafter Beratung beim Sozialamt aber nicht beantragt. Stattdessen beantragte er nur die 

deutlich niedrigere Grundsicherung. Seit dem Jahre 2004 seien ihm dadurch mehr als 50.000 

€ entgangen. Der Bundesgerichtshof spracht dem Kläger nun gemäß § 839 BGB i.V.m. Art 34 

GG (Amtshaftungsanspruch) Schadensersatz zu.  

Als Begründung führte der BGH aus: https://tinyurl.com/y9cu5a9w  

Dieses Urteil ist meiner Meinung nach für ziemlich bedeutsam, weil es klar und eindeutig ist 

und vom obersten Gericht getroffen wurde. Ich weise darauf hin, dass im SGB II sogar noch 

eine verschärfte Beratungspflicht besteht, da dort seit 1.8.2016 ein erweitertet 

Beratungsanspruch in § 14 Abs. 2 SGB II normiert wurde, der sich zudem am 

Empfängerhorizont zu orientieren hat (§ 14 Abs. 2 Satz 3 SGB II). Der Gesetzgeber macht die 

(Spontan)Beratung zur SGB II – Leistung (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 SGB II) und bringt damit zum 

Ausdruck, dass SGB II-Bezieher*innen noch mehr und erweitert zur SGB I-Beratung von den 

Jobcentern zu beraten sind. Die Konsequenz hat der BGH in seinem Urteil aufgezeigt, wenn 

verursacht durch unterlassenes Behördenhandeln dem Leistungsbezieher*in wirtschaftliche 

Schäden entstanden sind, hat die Behörde zu haften.  

Daher ein in der Klarheit ein absolut zu begrüßendes Urteil!  

 


